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dern geradezu verpflichtet, bei der Ab-
wägung auch die Wirtschaftlichkeit der
Versorgung zu berücksichtigen. Dass
wiederum derzeit nur ein Hörgeräteakus-
tiker auf dem verkürzten Versorgungs-
weg tätig würde, könne jedoch nicht
dazu umgekehrt werden, dass dieser
Hinweis nicht möglich sei. Darüber hin-
aus läge auch kein Verstoß gegen § 126
Abs. 1 Satz 1 SGB V vor, wonach Hilfs-
mittel an Versicherte nur von zugelasse-
nen Leistungserbringern abgegeben wer-
den dürfen. Der HNO-Arzt würde die
Hörgeräte nicht selbst abgeben, sondern
er verordnet lediglich ein Hörgerät und
erbringt in eigener Verantwortung zu-
sätzliche ärztliche Leistungen. Der Bun-
desgerichtshof ist ebenfalls der Auffas-
sung, dass dies deshalb nicht wettbewerbs-
widrig sei, weil dem Arzt die Möglich-
keit geboten werde, für zusätzlich von
ihm zu erbringende Leistungen ein ange-
messenes Honorar zu erhalten. Dieses
vorgeschlagene Konzept sei auch nicht
mit der Gefahr verbunden, dass die Pa-
tienten der angesprochenen HNO-Ärzte
aus unsachlichen Gründen veranlasst
werden können, die beklagte Firma als
Leistungserbringerin zu wählen. Ferner
sei die nicht auszuschließende Gefahr,
dass dies Einfluss auf die ärztliche Be-
handlung des Patienten habe, kein Grund
neue Therapiemöglichkeiten oder Ver-

sorgungswege als solche zu unterbinden.
Es kommt hinzu, dass ein Patient, dem
der Arzt den verkürzten Versorgungsweg
empfiehlt, nicht im Unklaren darüber sein
kann, dass der Arzt aufgrund dieser Wahl
zusätzliche Leistungen (wie den Ohrab-
druck, erweiterte audiometrische Messung
usw.) zu erbringen hat, die ihm dann –
wie allgemein bekannt – auch gesondert
zu vergüten sind. Ein mögliches Eigenin-
teresse des Arztes bleibt dem Patienten
daher nicht verborgen. 
4. Urteil des Landgerichts Osnabrück
(AZ: 3 HO 200/97)
Dem Rechtsstreit lag der Sachverhalt zu-
grunde, dass die Wettbewerbszentrale von
einem Diabetiker-Versandhandel die Ab-
gabe der Unterlassungserklärung verlangte,
die betreffenden Ärzte aufzufordern, fol-
gende Zusammenarbeit zu unterlassen.
Ein Arzt bestellt bei der beklagten Firma
telefonisch und schickt einmal wöchent-
lich die Rezepte zu. Die Firma stellt dem
Arzt ein Depot zur Verfügung und er über-
sendet alle zwei Wochen die Rezepte.
Das Gericht sieht hier einen Verstoß auf-
grund der Vorschrift, dass es dem Arzt
untersagt ist, nach seiner Berufsordnung
die Patienten an bestimmte Apotheken,
Geschäfte oder Anbieter gesundheitlicher
Leistungen ohne hinreichenden Grund zu
verweisen. Der Hinweis, dass es sich nur
um Diabetesstreifen handeln würde, die

nach Ansicht des Gerichts weder Heil-
noch Hilfsmittel seien, ändert nichts an
der berufsrechtlichen Einschätzung. Nach
der vorgelegten Preisliste handelt es sich
nicht nur um Diabetesstreifen, sondern
um eine Vielzahl von anderen Artikeln
für Diabetikerbedarf. Einen hinreichen-
den Grund hätte die beklagte Firma nicht
dargelegt. Sie hat auch ansatzweise nicht
dargelegt, dass ihre Artikel so preisgüns-
tig angeboten werden, dass sich aus wirt-
schaftlichen Gründen für die betreffenden
Ärzte diese Artikel geradezu aufdrängen
würden. Die beklagte Firma möge ja
auch wohl dann nicht ernsthaft behaup-
ten wollen, dass die von ihr angebotenen
Artikel an anderen Stellen nicht auch
noch günstiger oder gleich günstig ange-
boten werden. Wenn die Ärzte gleich
wohl den verordneten Diabetikerbedarf
entgegen der berufsrechtlichen Vor-
schrift ordern sollten, wird hierdurch die
nicht zu unterschätzende Gefahr begrün-
det, dass die angesprochenen Ärzte für
diese Leistungen eine Gegenleistung zu
fordern geneigt sind, welches einen wei-
teren Verstoß gegen die berufsrechtli-
chen Vorschriften zur Folge haben könnte.
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Das Sächsische Staatsministerium für So-
ziales, Gesundheit, Jugend und Familie hat
versucht, mit dem Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte (BfArM)
in Bonn ein sinnvolles Vorgehen für die
Fälle abzustimmen, in denen Patientinnen
und Patienten potentielle „Lipobay-Schä-
den“ anzeigen wollen. Es teilt dazu in einem
Schreiben vom 21.08.2001 an die Sächsi-
sche Landesärztekammer folgendes mit:
„Da nach § 62 AMG die jeweils zuständige

Bundesoberbehörde (hier BfArM) für die
zentrale Erfassung von Arzneimittelrisiken
zuständig ist, sollte auch in diesen Fällen
zunächst entsprechend verfahren werden.
Das BfArM ist allerdings nicht in der
Lage „Laienmeldungen“ zu bewerten. Des-
wegen bittet das BfArM, dass sich mög-
licherweise betroffene Patientinnen und
Patienten an ihre behandelnde Ärztin/ihren
behandelnden Arzt wenden, der dann auf
dem bekannten Vordruck („Bericht über

unerwünschte Arzneimittelwirkungen“)
die Meldung beim BfArM erstattet.
Der Meldebogen müsste nach unseren
Informationen bei allen Ärztinnen und
Ärzten bekannt sein; er kann auch über
die Homepage des BfArM (www.bfarm.de)
ausgedruckt werden.
Wir bitten, bei weiteren Anfragen von
Patientinnen und Patienten zu Schäden
durch Lipobay® diese Information so
weiterzugeben.“
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